
der Bundesverband der Deutschen Indu -
strie (BDI). „Deutschland ist die bedeu-
tendste und somit systemkritischste
Volkswirtschaft in der Euro-Zone und der
EU“, heißt es einer internen Vorlage für
das BDI-Präsidium. Deutsche Unterneh-
men hätten in den vergangenen Jahren
erhebliche Werte im Ausland angesam-
melt, führt das Papier aus. Sie halten Fir-
menanteile, Forderungen oder Staatsan-
leihen. Die stehen auf dem Spiel, wenn
die Währungsunion auseinanderbricht.
Deutsche Vermögen im Ausland seien
„sehr exponiert und in ihrer Werthaltig-
keit von externer Stabilität abhängig“,
heißt es in dem Papier. „Ein Scheitern
der Euro-Zone hätte für Deutschland und
seine Industrie die vergleichsweise größ-
ten Schäden.“

In der Vorlage appelliert der BDI an
die Regierung, mehr für die Euro-Rettung
zu tun, und stellt zugleich Mithilfe in Aus-
sicht. Die Euro-Zone brauche einen „In-
vestitions- und Wachstumsschub, den
deutsche Industrie und Politik gestalten
müssen“.

Soll der Euro gerettet werden, müssen
sich Europas Politiker rasch auf einen
 großen Wurf verständigen, wie ihn der-
zeit die Chefs der wichtigsten europäi-
schen Institutionen vorbereiten (SPIE-
GEL 24/2012): die Bildung einer echten
politischen Union Europas. Zugleich müs-
sen die Krisenländer an ihrem Reform-
kurs festhalten, und die EZB muss bereit
sein, den Euro im Notfall zu verteidigen.

Die jüngste Brüsseler Idee besteht dar -
in, Deutschland eine Light-Version von
Euro-Bonds schmackhaft zu machen, so-
genannte Euro-Bills. Das sind gemein -
same europäische Anleihen, die nur eine
kurze Laufzeit haben und in der Summe
begrenzt sind. Jeder Staat dürfte sich da-
nach bis zu einem bestimmten Prozent-
satz seiner Wirtschaftsleistung mittels
Euro-Bills finanzieren. Wer die Regeln
nicht einhält, würde im nächsten Jahr
vom Handel mit den Papieren ausge-
schlossen. EU-Ratspräsident Herman Van
Rompuy, EU-Kommissionspräsident Bar-
roso, Euro-Gruppen-Chef Jean-Claude
Juncker und EZB-Präsident Mario Draghi
hoffen, mir ihrem Modell die deutsche
Regierung überzeugen zu können, die
Euro-Bonds bisher ablehnt. Da die neuen
Schuldscheine in Höhe und Dauer be-
grenzt seien, könnten sie mit dem Grund-
gesetz in Einklang stehen, heißt es in
Brüssel. 

Wird das Konzept umgesetzt, würde
es den Euro-Rettern wieder ein wenig
Zeit verschaffen. Und zugleich die Kosten
für Deutschland erhöhen. 

Der Druck auf die Bundeskanzlerin
wird nicht nachlassen. Das Endspiel um
die deutsche Haftung hat begonnen. 

SVEN BÖLL, CHRISTIAN REIERMANN, 
MICHAEL SAUGA, CHRISTOPH SCHULT, 

ANNE SEITH

SPIEGEL: Mr. Zoellick, als Präsident der
Weltbank sollen Sie eigentlich Entwick-
lungsländern mit Krediten beistehen.
Aber derzeit müssen Sie sich eher um In-
dustriestaaten in der Krise kümmern. Er-
leben wir gerade den Beginn einer neuen
Weltordnung? 
Zoellick: In allen Bereichen, ob Handel,
Entwicklung oder Investitionen, haben
sich die Wachstumspole eindeutig ver-
schoben. Länder, die wir früher „Dritte
Welt“ nannten, sind nicht länger Empfän-
ger von Almosen, sondern zu Recht ex-
trem selbstbewusst, ob nun China, Indien,
Brasilien oder Teile Afrikas. Klar, es gibt
noch immer viel Armut in diesen Staaten,
aber ihre Wirtschaftserfolge überwiegen.
Vermeintliche Entwicklungsländer haben
in den vergangenen fünf Jahren für zwei
Drittel des weltweiten Wachstums gesorgt. 
SPIEGEL: Warum haben diese Länder die
Folgen der globalen Finanzkrise bisher
besser verkraftet? 
Zoellick: Nehmen Sie China: Dieses Land
wächst seit 30 Jahren um durchschnittlich
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„Es muss jetzt schnell gehen“
Weltbankpräsident Robert Zoellick kritisiert 

das Zögern der Euro-Retter – und lobt die Führungsqualitäten
von Bundeskanzlerin Angela Merkel.

Zoellick

Robert Zoellick, 58, leitet seit fünf Jahren
die Weltbank in Washington; das Amt
übernahm er von Paul Wolfowitz, nach-
dem der 2007 wegen einer Affäre hatte
zurücktreten müssen. Zuvor beriet der
Konservative in der Regierungszeit
 Ronald Reagans den damaligen Finanz -
minister James Baker. Er war US-Chef-
unterhändler bei den Zwei-plus-vier-
 Verhandlungen zur deutschen Wieder -
ver einigung und später stellvertretender
 Außenminister unter Condoleezza Rice.
Ende dieses Monats gibt Zoellick sein
Amt als Weltbankpräsident auf eigenen
Wunsch ab. Zum Interview mit dem
SPIEGEL empfängt er in seinem mini-
malistisch eingerichteten Washingtoner
Büro, in dem die üblichen Andenken an
ein jahrelanges Leben in der Öffentlich-
keit fehlen: An den Wänden hängen kei-
ne Auszeichnungen oder Erinnerungs -
fotos mit anderen Politikern, dafür groß-
formatige Aufnahmen von Raubtieren.
Zoellicks Lieblingsbild ist das eines Leo-
parden über dem Besuchersofa. 
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zehn Prozent. Trotzdem beginnen seine
Politiker einzusehen, dass diese Art von
Wachstum nicht von Dauer sein kann.
Also leiten sie Reformen ein: Sie öffnen
den Dienstleistungssektor, ändern die
Strukturen der Staatsbetriebe, setzen
Haushaltsreformen durch. Andere auf -
strebende Staaten gingen nach der jüngs-
ten Weltfinanzkrise ähnlich entschlossen
notwendige Strukturreformen an. Die
 Mitglieder der Euro-Zone könnten davon
lernen.

SPIEGEL: Sie werfen den Europäern vor,
bei der Lösung der Schuldenkrise nicht
entschlossen genug zu handeln?
Zoellick: Genau das ist das Problem. In
der Euro-Krise geht es nicht bloß um
Geld und Schulden, obwohl das wichtige
Aspekte sind. Es geht um globalen Ein-
fluss und Glaubwürdigkeit. In den ver-
gangenen 60 Jahren hat sich das interna-
tionale System maßgeblich auf drei Säu-
len gestützt, Europa, die USA und Japan.
Wenn Europa weiter so schwächelt, wird
es als Säule wegbrechen und an globalem
Einfluss verlieren. Dessen müssen sich
Europas Führer bewusst sein. 
SPIEGEL: Hat diese Entwicklung nicht
längst begonnen? Als EU-Vertreter in Pe-
king nach Geldern für den Euro-Rettungs-
fonds fragten, wirkte das wie ein Bettel-
gang. 
Zoellick: Das war ein Fehler. So kann man
mit den Chinesen nicht umgehen. Europa
erschien schwach, das wird Peking nicht
vergessen. Außerdem: Das Durchschnitts-

einkommen in China beträgt immer noch
nur rund 5000 Dollar pro Jahr. In der
Euro-Zone liegt es bei rund 40000 Dollar.
Wie sollen die chinesischen Machthaber
ihren Bürgern erklären, dass sie nun Mil-
liarden in den Euro-Rettungsfonds ein-
zahlen, statt daheim zu investieren? 
SPIEGEL: Könnte Europa ohne eine ge-
meinsame Währung noch weltweit mit-
reden?
Zoellick: Vor der Einführung des Euro hat
es das ja auch getan. Aber Europa wird

seinen Einfluss verlieren, wenn das Euro-
Projekt nun scheitert. Dann droht ein
neuer Nationalismus: Wenn jedes euro-
päische Land nur noch für sich selbst
kämpft, kann Europa wenig ausrichten. 
SPIEGEL: Was passiert, wenn Griechenland
wirklich aus der Euro-Zone aussteigen
sollte?
Zoellick: Niemand weiß das. Es könnte so
etwas wie ein „Lehman-Moment“ wer-
den. Ich will damit sagen, dass auch 2008
niemand die Nachbeben des Untergangs
der relativ kleinen Investmentbank Leh-
man Brothers vorhersehen konnte. Die
Finanzen einiger europäischer Länder
sind mit griechischen Geldinstituten eng
verwoben. Also hätte ein Abschied Grie-
chenlands vom Euro gewaltige Folgen.
Dieses Gefühl der Unsicherheit sollte al-
lerdings nicht dazu führen, dass Europa
Griechenland alles gibt, was sich dessen
Regierung wünscht. Wenn die griechische
Spitze damit droht, die Euro-Zone zu ver-
lassen, muss der Rest Europas einen Me-

chanismus entwickelt haben, um das ab-
zufedern. 
SPIEGEL: Der legendäre Investor George
Soros warnt, Europa blieben nur noch
drei Monate Zeit, seine Institutionen zu
reformieren. Übertreibt er?
Zoellick: Ich halte nichts von solchen Vor-
hersagen. Aber es muss jetzt schnell ge-
hen. Einige Beispiele: Die Europäische
Kommission sitzt derzeit auf 80 Milliar-
den Euro aus den Strukturfonds. Wenn
ich Chef der EU-Kommission wäre, wür-
de ich jeden Morgen und jeden Abend
eine Sitzung organisieren, um herauszu-
finden, wie man das Geld schnell verwen-
den kann, um Menschen zu helfen. Eine
andere wichtige Frage ist die Integration
der Dienstleistungsmärkte. Das könnte
die Produktivität und Entwicklung zu
 einem einheitlichen Markt beschleunigen.
Und Europa muss es seinen Bürgern er-
leichtern, den Wohnort zu wechseln. Es
gibt viele Dinge, die man verbessern
kann, damit die Menschen dorthin ziehen
können, wo es Arbeitsplätze gibt. Warum
zum Beispiel können nicht mehr junge
Spanier im boomenden Deutschland
 arbeiten?
SPIEGEL: Aber viele junge Südeuropäer
kommen doch nach Deutschland, um zu
arbeiten.
Zoellick: Europas Politiker handeln immer
einen Tag zu spät und versprechen einen
Euro zu wenig. Wenn es dann eng wird,
schießen sie neue Liquidität nach. Die
Europäische Zentralbank hat dadurch
Zeit erkauft. Das Gute ist, dass der Druck
dann etwas abnimmt. Das Schlechte ist:
Die strukturellen Probleme ändern sich
so nicht. 
SPIEGEL: Was würden Sie denn tun?
Zoellick: Europas Regierungen müssen
nicht nur das Kapital ihrer Banken auf-
stocken und Geldeinlagen weiter garan-
tieren. Sie müssen die Banken auch über-
zeugen, das Geld über Darlehen an die
Wirtschaft weiterzureichen, um eine Kre-
ditklemme wie nach der Lehman-Pleite
zu verhindern. Ob das den Staats- und
Regierungschef der Euro-Zone bereits be-
wusst ist, weiß ich nicht. 
SPIEGEL: Der Fehler liegt doch im System.
In der Euro-Zone gibt es nicht eine Re-
gierung wie in den USA, sondern 17.
Zoellick: Die Abläufe in Europa führen
dazu, dass Politiker abwarten, bis der Lei-
densdruck unerträglich geworden ist. Und
dann finden sie nur eine halbherzige Lö-
sung, doch dabei läuft ihnen die Zeit da-
von. Das Problem ist nicht nur Griechen-
land, sondern auch Spanien und Italien.
Deren Wirtschaft ist zusammengenom-
men so groß wie die deutsche. In beiden
Ländern versuchen die Regierungen, das
Richtige zu tun, aber ihnen geht dafür
die politische Unterstützung verloren. 
SPIEGEL: In Deutschland sinkt derweil die
Bereitschaft, weitere Rettungsmaßnah-
men zu veranlassen. Rund die Hälfte der
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Exerzierende Wachen vor dem Athener Parlament: „Abschied vom Euro“
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Lehman-Sitz in New York 2008: „Niemand konnte die Nachbeben des Untergangs vorhersehen“ 



Deutschen denkt mittlerweile, dass der
Euro ihnen eher schadet als nützt. 
Zoellick: Glauben Sie mir, ich kann die
Deutschen sehr gut verstehen. Ich wäre
als deutscher Bürger auch frustriert, dass
andere europäische Staaten nicht die rich-
tigen Schritte unternehmen. 
SPIEGEL: Und trotzdem sollen die Deut-
schen ihre zögerliche Haltung aufgeben? 
Zoellick: Für kein anderes Land ist ein star-
kes und prosperierendes Europa so wich-
tig und so vorteilhaft wie für Deutschland.
Berlin muss die Entwicklung zu einem
wirklich vereinten Europa steuern. Aus
historischen Gründen tun Deutsche sich
damit schwer. Außerdem hagelt es gleich
Kritik, wenn Deutschland entschlossen
voranprescht. Aber Berlin darf sich davon
nicht abhalten lassen. Die Zeiten haben
sich geändert. Selbst der polnische Au-
ßenminister Radek Sikorski hat neulich
gesagt: „Ich fürchte die deutsche Macht
weniger als die deutsche Untätigkeit.“ 
SPIEGEL: Hat Kanzlerin Angela Merkel bis-
lang zu wenig gegen die Krise getan? 
Zoellick: Ich habe viel Respekt vor Kanz-
lerin Merkel. Ich kenne sie seit ihren Ta-
gen als Oppositionspolitikerin und halte
sie für hochintelligent. Sie hat ein hervor-
ragendes Gespür dafür, was die deutsche
Öffentlichkeit will. 
SPIEGEL: Wollen Sie damit sagen, sie un-
terlässt notwendige Rettungsmaßnahmen
aus politischem Kalkül? 
Zoellick: Ich will Politiker nicht abwerten.
Technokraten ohne Feingefühl können
uns nicht regieren. Aber eines stimmt: Es
ist wichtig klarzumachen, für welche eu-
ropäische Vision Deutschland steht. 
SPIEGEL: Wie soll die aussehen? 
Zoellick: Deutschland muss weiterhin auf
fiskalen und strukturellen Reformen in
einem vereinigten Europa bestehen. Aber

es muss auch klar sagen, wie es Staaten,
die mitten in Reformprozessen stecken,
helfen will, die richtigen Schritte zu tun.
Deutschland leistet ja eigentlich sehr viel.
Es stünde aber besser da, wenn es im Vor -
aus genauer erläutern würde, was für Hil-
fen die Deutschen im Gegenzug für Re-
formen anbieten. 
SPIEGEL: Viele Deutsche haben Angst, dass
Staaten wie Griechenland nur Hilfsgelder
kassieren wollen und notwendige Verän-
derungen weiter aufschieben. 
Zoellick: Spanien und Italien versuchen
gerade, schwierige Reformen durchzuset-
zen. Finanzminister Wolfgang Schäuble
hat das begrüßt. Es wird dauern, bis die
Reformen Wirkung zeigen, denn in bei-
den Fällen geht es um Haushaltskonsoli-
dierung und strukturelle Veränderungen.
Mittelfristig muss man sie mit Finanz -
zusagen unterstützen. 
SPIEGEL: Die Deutschen können doch
nicht einfach einen Blankoscheck für
ganz Europa ausstellen. Im schlimmsten
Fall bleiben sie dann auf Forderungen
von über 500 Milliarden Euro sitzen.
Zoellick: Ich würde es auch für einen Feh-
ler halten, den gesamten Finanzbedarf
Europas mit Euro-Bonds abzudecken.
Das würde die disziplinierende Wirkung
des Marktes mindern und Reformen in
den verschuldeten Staaten weniger wahr-
scheinlich machen.
SPIEGEL: Was also soll Europa tun?
Zoellick: Es gibt den Vorschlag, Euro-
Bonds für Schulden von bis zu 60 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts zu schaffen.
Alles, was die Länder darüber hinaus aus-
geben, ginge auf ihre eigene Rechnung.
Europa könnte in diesem Fall von Ame-
rika lernen. Nach dem Unabhängigkeits-
krieg übernahmen die Vereinigten Staa-
ten unter Alexander Hamilton, ihrem ers-

ten Finanzminister, ein einziges Mal die
Schulden aller ihrer Einzelstaaten. Seit-
dem sind diese auf sich allein gestellt.
Europa könnte ein ähnliches System ein-
führen. Der deutsche Sachverständigen-
rat schlägt ja bereits vor, alle Schulden
über 60 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts gemeinsam zu finanzieren – vor -
ausgesetzt, die betroffenen Nationen ver-
pflichten sich zu Reformen. Es kommt
mir nicht so sehr darauf an, welches Mo-
dell die Europäer unter deutscher Füh-
rung wählen. Sie sollen sich nur für eines
entscheiden. Und zwar schnell.
SPIEGEL: Viele Deutsche erinnern sich
noch gut daran, wie nach der Wiederver-
einigung riesige Geldsummen nach Ost-
deutschland gepumpt wurden, einheit -
liche Lebensbedingungen aber sind im-
mer noch nicht erreicht.
Zoellick: Die deutsche Wiedervereinigung
war ein historischer Erfolg, nicht nur öko-
nomisch, sondern auch politisch. Es ging
um Freiheit und Demokratie. Aber na-
türlich muss man Lehren aus ihren im-
mensen Kosten ziehen. Dazu gehört, die
Produktivität in den entsprechenden Län-
dern zu erhöhen, damit sich die Investi-
tionen auch auszahlen.
SPIEGEL: Um Europa zu helfen, sind wo-
möglich größere Transferzahlungen nötig
als damals für Ostdeutschland.
Zoellick: Sicher, es wird teuer werden. Die
Deutschen müssen entscheiden, ob ihnen
Europa so viel wert ist. Ich kann nur sagen,
dass sie die Zukunft Europas aufs Spiel
setzen, wenn sie nicht rasch handeln. 
SPIEGEL: Wer könnte Merkels Verbündeter
in Europa werden?
Zoellick: Als Helmut Kohl und François
Mitterrand zusammenarbeiteten, haben
sie über EU-Kommissionspräsident
Jacques Delors die Sichtweise der ande-
ren Europäer geformt. Ich weiß nicht, ob
der aktuelle EU-Kommissionspräsident
José Manuel Barroso eine ähnliche Rolle
übernehmen könnte. Oder ob Frankreich
Teil des Problems oder der Lösung sein
will. Ich weiß nur, dass wir dringend Fort-
schritte brauchen. 
SPIEGEL: Die Amerikaner, allen voran Prä-
sident Barack Obama, geben den Euro-
päern gern die Schuld an den gegenwär-
tigen Problemen der Weltwirtschaft. Da-
bei sind die öffentlichen Schulden in den
USA weit höher als die Europas.
Zoellick: Das stimmt. Für Präsident Oba-
ma war die Reform des Gesundheitssek-
tors eine Priorität. Hätte das Weiße Haus
das Ausmaß unserer wirtschaftlichen
Schwierigkeiten früher absehen können,
wäre es vielleicht diese Problematik an-
gegangen. Ich hätte das auf jeden Fall ge-
tan. Amerika steht vor der gleichen Her -
ausforderung wie Europa. Es muss seine
Schulden in den Griff bekommen, um in-
ternational einflussreich zu bleiben.

INTERVIEW: MARC HUJER, 
GREGOR-PETER SCHMITZ
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Karikatur zur spanischen Finanzlage: „Das Problem ist nicht nur Griechenland“ 


